
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der 
Ortsgemeinde Guntersblum 
 
vom 02.06.2025 
 
in Guntersblum, Rathaus Guntersblum, Alsheimer Straße 29 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:09 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Peter Muth 1. Beigeordneter und Vorsitzender   
Werner Willius Ausschussmitglied   
Klaus Bechler Ausschussmitglied   
Christoph Mathes Ausschussmitglied 

ab 19:11 Uhr  
  

Dr. Stephan Meuren Ausschussmitglied 
in Vertretung von Hartmann, Jürgen 

  

Aurelia Edelmann-Wirth Ausschussmitglied   
Norbert Schmitt Ausschussmitglied 

in Vertretung von Schwarz, Rüdiger 
  

Torsten Laux Ausschussmitglied   
 
Vertreten: 
Jürgen Hartmann Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Dr. Meuren, Stephan 
  

Rüdiger Schwarz Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Schmitt, Norbert 

  

 
 
Anwesend: 
Dorothee Hientzsch Ortsbürgermeisterin   

 
Entschuldigt: 
Dr. Christian Seilheimer 2. Beigeordneter   
Günter Schneider 3. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Dr. Igor Herrmann Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der Ortsgemeinde 
Guntersblum sind mit der Einladung vom 27.05.2025 auf Montag, 02.06.2025, 19:00 Uhr, unter 
Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Gimbsheimer Straße; Flur 49, Flurstück 1/1  
Fristende: 16.06.2025 
Errichtung eines Laborcontainers 
 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0043) 

2. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 829  
Fristende: 30.06.2025 
Nutzungsänderung eines Nebengebäudes in Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0044) 
 

3. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Nordhöfer Straße; Flur 1, Flurstück 339, 338/1, 338/2  
Fristende: 07.07.2025 
Nutzungsänderung eines Wohnhauses in Ferienhaus 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0045) 
 

4. Guntersblum; Verlängerungsantrag zur Baugenehmigung; Beteiligung der Gemeinde 
gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Philipp-Kreißler-Straße; Flur 7, Flurstück 226  
Fristende: 07.07.2025 
Neubau eines Betriebsgebäudes mit Wohnung, Büro und Garage 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0046) 
 

5. Mitteilungen 
 

6. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
1. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Gimbsheimer Straße; Flur 49, Flurstück 1/1  
Fristende: 16.06.2025 
Errichtung eines Laborcontainers 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0043) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 16.06.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung eines Laborcontainers. 
 
Das Grundstück befindet sich im Außenbereich der Gemarkung Guntersblum. Im wirksamen 
Flächennutzungsplan, Stand 2030, ist das Grundstück als Fläche für Versorgungsanlagen 
dargestellt.  
Die baurechtliche Beurteilung erfolgt nach § 35 BauGB. Der Tatbestand der öffentlichen 

Versorgung mit Wasser und somit der Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB liegt vor. 

Öffentliche Belange stehen dem Vorhaben nicht gegenüber.  

Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch plangerecht nachgewiesen werden. Der 
unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die Kreisverwaltung Mainz-
Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über den Beschlussantrag.  
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
2. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 829  
Fristende: 30.06.2025 
Nutzungsänderung eines Nebengebäudes in Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0044) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 30.06.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Modernisierung und Nutzungsänderung eines 
Nebengebäudes in Wohnraum. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Das Vorhaben ändert die Raumaufteilung im Inneren des Gebäudes und nimmt Eingriff in die 
Tragstruktur sowie die Fassade.  
 
Die Modernisierung und Nutzungsänderung des Nebengebäudes in Wohnraum ist aus 
städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und sinnvolle Maßnahme der Innenentwicklung, da 
potentiell vorhandene und geeignete Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt 
werden möchten und dem Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
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Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nicht nachgewiesen.  
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch plangerecht nachgewiesen werden, hierfür 
wird die Kreisverwaltung durch die Gemeinde aufgefordert, aussagekräftige Unterlagen 
anzufordern. Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen 
Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über den Beschlussantrag. Nach kurzer Diskussion über die Stellplätze 
ergeht der Beschluss.  

Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich (7 ja/ 1 nein) angenommen  
 

 
 
 
3. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Nordhöfer Straße; Flur 1, Flurstück 339, 338/1, 338/2  
Fristende: 07.07.2025 
Nutzungsänderung eines Wohnhauses in Ferienhaus 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0045) 

 
Wurde von der Tagesordnung genommen.  
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4. Guntersblum; Verlängerungsantrag zur Baugenehmigung; Beteiligung der 
Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Philipp-Kreißler-Straße; Flur 7, Flurstück 226  
Fristende: 07.07.2025 
Neubau eines Betriebsgebäudes mit Wohnung, Büro und Garage 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0046) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 07.07.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Verlängerungsantrages ist die Baugenehmigung zum Neubau eines 
Betriebsgebäudes mit Wohnung, Büro und Garage. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit der Bezeichnung Algersweg West. 
 
Der Bauausschuss der Ortsgemeinde Guntersblum erteilte bereits am 03.05.2021 zu dem 
Bauvorhaben das Einvernehmen. 
 
Dem Vorhaben – Verlängerung einer Baugenehmigung – stehen keine Bedenken entgegen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Verlängerungsantrag zur Baugenehmigung das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über den Beschlussantrag.  

Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich (6 ja/ 1 nein/ 1 Enthaltung)  
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5. Mitteilungen  
 

• Herr Muth informiert darüber, dass im Zuge des Ausbaus der Kita Abenteuerwelt für 
die Feuerwehrumfahrung die Fällung von mindestens zwei Bäumen des alten 
Bestandes im hinteren Bereich notwendig machten, diese werden im Anschluss durch 
Neubepflanzung ersetzt. 

• Herr Muth teilt mit, dass die Arbeiten an der Treppe an der Danziger Straße nun 
begonnen werden, aber nicht bis zum diesjährigen Kellerwegfest abgeschlossen sein 
werden. 

• Frau Hientzsch berichtet, dass es sehr schwierig sei, einen Elektriker für das DGH zu 
bekommen, da die Handwerker z.T. acht Wochen auf die Begleichungen ihrer 
Rechnungen durch die VG warten müssten.  

 
 
 
 
6. Anfragen  

 

• Herr Laux fragt an, wann die neuen Grundsteuerbescheide von der VG verschickt 
würden, Herr Muth antwortet, dass nach Auskunft von Götz Braun das innerhalb der 
kommenden vier Wochen der Fall sein wird. 

• Herr Laux weist darauf hin, dass die Gestaltungssatzung der Gemeinde aus dem Jahr 
2018 noch abrufbar sei. Herr Muth wird diesen Link löschen. 

• Herr Laux fragt an, ob an der Bushaltestelle „Aldi“ ein Mülleimer aufgestellt werden 
könnte. Herr Muth wird bei den Verkehrsbetrieben nachfragen. 

• Herr Schmitt moniert die Baustellengestaltung RSA 23 und die Umleitungs-
beschilderung. 

• Herr Bechler fragt an, warum ein DIXI-Klo auf dem Friedhof eingesetzt werde. Herr 
Muth teilt mit, dass die die Sickergrube der Toilette überfüllt ist und geleert werden 
müsste.  

 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Peter Muth Dr. Igor Herrmann 
1. Beigeordneter   

 
 
 


